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A 0232/2026 (VWD) 
Auftrag fraktionsübergreifend: Unbürokratische Regelung für Neuinstallation und 

Ersatz von Heizungen (09.09.2026) 

 
Der Regierungsrat wird aufgefordert, folgende Punkte umzusetzen: 
- Der Energiebedarf von Neubauten für Heizung, Warmwasser, Lüftung und Klimatisierung 

muss ohne CO2-Emissionen aus fossilen Brennstoffen gedeckt werden. 
- Werden Wärmeerzeuger in bestehenden Bauten ersetzt, sollen erneuerbare Energien ein-

gesetzt werden, soweit es technisch möglich ist und zu keinen Mehrkosten führt. 
 
Begründung 09.09.2026: schriftlich. 
 
Die Hitzewellen im Sommer 2026 zeigten die Auswirkungen des Klimawandels auch im Kan-
ton Solothurn schmerzlich auf. Neben Massnahmen zur Klimawandelanpassung wie Hitzeplä-
nen braucht es auch Massnahmen, welche die Ursachen der Hitzewellen bekämpfen: den Kli-
mawandel. Der Gebäudesektor ist mit rund einem Drittel für die meisten direkten Treibhaus-
gasemissionen des Kantons Solothurn verantwortlich. Von diesen werden 73 % durch Öl- und 
27 % durch Gasheizungen verursacht (Quelle: Massnahmenplan Klimaschutz Kanton Solo-
thurn, 2023). Erklärtes Ziel ist es, dass – basierend auf der Klimastrategie des Bundes – Ge-
bäude bis 2050 keine Treibhausgasemissionen mehr verursachen. Dafür braucht es Massnah-
men im Heizungsbereich, denn rund 60 % der Heizungen im Kanton Solothurn werden aktu-
ell mit Öl und Gas betrieben (Quelle: Auskunft kantonale Verwaltung). Der Anteil erneuerba-
rer Heizungen ist damit deutlich zu niedrig. Deshalb braucht es Massnahmen, um den Hei-
zungsersatz zu beschleunigen. Andere Kantone wie Glarus, Basel-Stadt oder Zürich haben 
dazu pragmatische Lösungen eingeführt: Bei Neubauten wird auf erneuerbare Heizungen ge-
setzt. In bestehenden Bauten entsteht nur Handlungsbedarf, wenn die Heizung ohnehin er-
setzt werden muss. Und dann muss nur, wenn dies technisch möglich ist und zu keinen Mehr-
kosten führt, eine erneuerbare Heizung eingebaut werden. Dabei sind für die Mehrkosten die 
Investitions- und Betriebskosten sowie die für den Betrieb notwendigen Zusatzkosten zu be-
rücksichtigen. Diese Lösung gewährt Bestandesbauten maximale Kulanz und stellt sicher, dass 
die Eigentümer und Eigentümerinnen eine bestehende Öl- und Gasheizung nur mit einer er-
neuerbaren ersetzen müssen, wenn es sich für sie rechnet. Für die Steuerzahlenden entstehen 
auch keine Mehrkosten, da auf Fördermittel verzichtet wird. Da die Regelung klar und ein-
fach verständlich ist, generiert sie minimalen Bürokratie-Aufwand im Vollzug. Die Lösung ge-
neriert für lokale Heizungsbauer und Heizungsbauerinnen Planungssicherheit und minimalen 
Aufwand in der Umsetzung (im Gegenteil zu komplexen Grenzwertberechnungen). 
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